
Deutscher Bundestag Drucksache 20/14340
20. Wahlperiode 18.12.2024

Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 20/14103 –

Zukunft deutscher Rechenzentren

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Auf Basis der europäischen Energieeffizienzrichtlinie (2012) wurde in 
Deutschland 2023 das Energieeffizienzgesetz (EnEfG, www.gesetze-im-intern
et.de/enefg/BJNR1350B0023.html) verabschiedet. Dieses setzt nationale 
Energieeffizienzziele fest, die allerdings deutlich über den Vorgaben der Euro-
päischen Union (EU) liegen. Mit dem Energieeffizienzgesetz wurden singulär 
(Antwort zu Frage 59 auf Bundestagsdrucksache 20/13325) branchenspezifi-
sche Vorgaben für Rechenzentren festgelegt. Dem Branchenverband Bitkom 
zufolge werden durch das Energieeffizienzgesetz Rechenzentren ab 300 Kilo-
watt nichtredundanter Leistung mit „strengen Energieeffizienz-, Abwärmenut-
zungs- und Berichtspflichten belegt“ (vgl. www.bitkom.org/sites/main/files/20
24-01/bitkom-leitfaden-energieeffizienzgesetz-fuer-rechenzentren.pdf).

Laut einer McKinsey-Studie (www.mckinsey.com/industries/electric-power-a
nd-natural-gas/our-insights/the-role-of-power-in-unlocking-the-european-ai-re
volution) wird sich der Strombedarf von Rechenzentren aufgrund der Nutzung 
und des Trainings von KI-Modellen in der EU bis 2030 mehr als verdreifa-
chen. Während Deutschland im Bereich KI-Forschung deutlich an internatio-
naler Relevanz gewinnen konnte (www.oecd.org/de/publications/2024/06/oec
d-artificial-intelligence-review-of-germany_c1c35ccf.html), könnte der Stand-
ort für das Training kommerzieller KI-Modelle aufgrund der Bestimmungen 
im EnEfG wettbewerblich geschwächt werden. In den USA werden während-
dessen Atomreaktoren reaktiviert und experimentelle Modullösungen in Be-
tracht gezogen (www.tagesschau.de/wirtschaft/technologie/faq-google-atomkr
aft-energie-ki-boom-100.html und www.spiegel.de/netzwelt/amazon-steckt-ha
lbe-milliarde-dollar-in-entwicklung-von-atomenergie-wegen-strombedarf-vo
n-ki-a-223ae965-f38b-4e9c-8376-975d6a93286c und www.rnd.de/wirtschaft/s
tromverbrauch-von-ki-bringt-rechenzentren-an-den-rande-des-stromausfalls-J
5SYNDRY55BDRP6UDJ2OKPZCNY.html und www.tagesspiegel.de/berlin/
berliner-wirtschaft/kunftige-rechenzentren-fressen-unmengen-energie-netzbetr
eiber-will-stromanschlusse-in-berlin-bald-fairer-verteilen-12517235.html).

Rechenkapazität wird allerdings nicht nur für Zukunftsinnovationen und Ent-
wicklungen Künstlicher Intelligenz innerhalb Deutschlands benötigt, sondern 
auch um im Krisenfall den Zugriff auf staatliche Dienste, Informationen und 
Kommunikation sicherzustellen – beispielsweise die Server zum Betrieb der 
eID, welche durch externe Diensteanbieter betrieben werden (z. B. Antwort zu 
Frage 15 auf Bundestagsdrucksache 20/9824).

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
vom 18. Dezember 2024 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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 1. Mit welchem Energiebedarf für Rechenzentren in Deutschland rechnet 
die Bundesregierung im Jahr 2030?

Eine aktuelle Studie des Borderstep-Instituts im Auftrag von Bitkom kommt zu 
dem Ergebnis, dass der jährliche Energiebedarf von Rechenzentren in Deutsch-
land im Jahr 2030 zwischen 25 und 35 Terawattstunden betragen wird. Eine 
aktuelle Abfrage aus dem Szenariorahmen Strom kommt zu vielfach höheren 
Energiebedarfen. Da die Realisierung konkreter Projekte aus heutiger Sicht er-
heblichen Unsicherheiten unterliegt, ist die Bandbreite entsprechend groß.

 2. Ist es nach Ansicht der Bundesregierung möglich, den angenommenen 
Mehrbedarf an Strom für Rechenzentren in Deutschland bis 2030 aus-
schließlich aus erneuerbaren Energien zu decken?

Ja.

a) Welche Ausbaurate für erneuerbare Energien wäre nach Kenntnis der 
Bundesregierung hierzu bis 2030 notwendig (bitte nach Art der erneu-
erbaren Energie und pro Jahr aufführen)?

Zur Erfüllung der Anforderung gemäß § 11 Absatz 5 des Energieeffizienzgeset-
zes (EnEfG) reicht es aus, den Bezug des Stromes nach dem marktbasierten 
Ansatz (bilanziell) über den Erwerb entsprechender Zertifikate nachzuweisen. 
Der marktbasierte Strommix (Gesamtenergieträgermix und Produktmix) ist Teil 
der Stromkennzeichnung und weist für den Stromverbraucher aus, ob Öko-
strom bezogen wurde (siehe § 42 EnWG). Ist dies der Fall, hat der Stromliefe-
rant für den Endkunden sogenannte Herkunftsnachweise aus der EU (nach 
Artikel 19 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie EU 2018/2001, sogenannte 
RED III, § 79 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, kurz EEG) entwertet. Auch 
wenn die Anforderung zum Ökostrombezug mittels eines entsprechenden soge-
nannten Power Purchase Agreements (PPA) erfüllt wird, muss der Anlagenbe-
treiber für die Stromlieferung die entsprechenden Herkunftsnachweise entwer-
ten. Für das Stromkennzeichnungsjahr 2022 wurden für Verbraucher in 
Deutschland Herkunftsnachweise im Umfang von ca. 179 Terawattstunden ent-
wertet (siehe Statistik der Association of Issuing Bodies – AIB). Eine Deckung 
des Bedarfs wäre daher nach dem marktbasierten Ansatz bereits heute möglich.

b) Inwiefern müsste nach Kenntnis der Bundesregierung die bundesweite 
Strominfrastruktur für diesen Mehrbedarf ausgebaut werden?

Um die Energieversorgung von Rechenzentren sicherzustellen, sollten poten-
tielle Standorte möglichst frühzeitig in der Stromnetzplanung berücksichtigt 
werden. Auf Basis einer Marktabfrage wird der Stromverbrauch neuer Rechen-
zentren von den Übertragungsnetzbetreibern in der Netzentwicklungsplanung 
abgebildet. Der im Netzentwicklungsplan dargestellte Netzausbaubedarf be-
rücksichtigt damit auch den Bedarf neuer Rechenzentren.

c) Ist es ein Ziel der Bundesregierung, aus Wettbewerbs- und Souveräni-
tätsgründen Rechenzentren in Deutschland anzusiedeln bzw. dafür 
einen Rahmen zu setzen?

Ja.
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 3. Stellt das EnEfG aus Sicht der Bundesregierung einen Wettbewerbsnach-
teil für deutsche Betreiber von Rechenzentren dar, und wenn ja, welchen 
konkret?

Das EnEfG stellt aus Sicht der Bundesregierung keinen Wettbewerbsnachteil 
für Betreiber von Rechenzentren in Deutschland dar.

 4. Welchen regulativen Mehrwert besitzt die verpflichtende Veröffent-
lichung des Stromverbrauchs deutscher Rechenzentren (§ 13 EnEfG) aus 
Sicht der Bundesregierung?

Es wird auf die Antwort zu Frage 9 der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdruck-
sache 20/7159 verwiesen.

 5. Wie viele deutsche Rechenzentren besitzen aktuell nach Kenntnis der 
Bundesregierung eine Anschlussinfrastruktur, die eine Abwärmenutzung, 
wie im EnEfG gefordert, ermöglicht?

Eine Übersicht über die genaue Anschlussinfrastruktur von Rechenzentren, die 
aktuell betrieben werden, liegt der Bundesregierung nicht vor.

 6. Wie definiert der deutsche Gesetzgeber die Branche „Rechenzentren“ 
und inwiefern unterscheidet sich diese Definition von der europäischen 
Taxonomie (vgl. ec.europa.eu/sustainable-finance-taxonomy/activities/ac
tivity/357/view)?

Eine gesetzliche Definition für „Rechenzentren“ als Branche ist nicht vorhan-
den.

a) Sind Clouddienste Teil dieser Definition, und wenn nein, wieso nicht?

Nein, da die Definition nicht existiert.

b) Wie unterscheiden sich nach Auffassung der Bundesregierung die An-
forderungen von Forschungs- und Hochleistungsrechenzentren vonei-
nander?

Es besteht kein grundsätzlicher Unterschied zwischen Forschungs- und Hoch-
leistungsrechenzentren. Die etwa vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) insbesondere für Forschungszwecke geförderten Rechenzent-
ren stellen Hoch- und Höchstleistungsrechenzentren dar. Da unklar ist, auf 
welche Art von Anforderungen hier verwiesen wird, ist eine Beantwortung 
nicht möglich.

 7. Kann nach Auffassung der Bundesregierung laut EnEfG eine interne Ab-
wärmenutzung (z. B. zur Vorheizung der Notstromgeneratoren, Behei-
zung der Bürogebäude) ebenfalls zu den erforderlichen 20 Prozent Ab-
wärmenutzung von Rechenzentren bis 2027 angerechnet werden, und 
wenn nein, wieso nicht?

Der erforderliche Anteil der Abwärmenutzung wird über die Kennzahl Energy 
Reuse Factor (ERF) nach DIN EN 50600-6 bestimmt. Die wiederverwendete 
Energie wird laut Norm als „verbrauchte Energie für alternative Zwecke außer-
halb der Begrenzung des Rechenzentrums“ definiert. Die DIN EN 50600-6 
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schließt daher aus, dass Abwärme, die für interne Zwecke verwendet wird, in 
die Berechnung des ERF berücksichtigt werden kann.

 8. Welchen Einfluss haben nach Kenntnis der Bundesregierung die voraus-
gesetzten Tests von Notstromaggregaten im Rahmen des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) auf die CO2-Emissionen von Rechen-
zentren?

Für die Ermittlung der CO2-Emissionen des Rechenzentrums müssen alle rele-
vanten Energieträger einbezogen werden. Sofern beispielsweise ein klassisches 
Diesel-Notstromaggregat zum Einsatz kommt, müssten auch die CO2-Emissio-
nen des Diesels in die Gesamtbilanz einbezogen werden.

 9. Hält die Bundesregierung eine fristgerechte Zertifizierung aller Rechen-
zentren des Bundes mit mindestens 300 Kilowatt (kW) bis 2027 für reali-
sierbar, und wenn ja, wie konkret wird die Bundesregierung den aktu-
ellen Zertifizierungsprozess (keine Zertifizierungen, Stand Oktober 
2024, siehe Antwort zu Frage 55 auf Bundestagsdrucksache 20/13325) 
anpassen, um dies sicherzustellen?

Ja. Eine Anpassung des Zertifizierungsprozesses ist nicht vorgesehen.

10. Wie viele private, Landes- oder kommunale Rechenzentren mit mindes-
tens 300 kW sind nach Kenntnis der Bundesregierung bisher zertifiziert 
worden oder streben eine Zertifizierung an?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

11. Ist im Katastrophenfall eine Nutzung der Notstromaggregate deutscher 
Rechenzentren zur Stromeinspeisung ins Netz vorgesehen bzw. gesetz-
lich möglich, befindet die Bundesregierung sich hierzu im Gespräch mit 
Anbietern von Rechenzentren, und wenn nein, warum nicht?

12. Ist eine Nutzung der verbauten Batteriekapazitäten in Rechenzentren 
zum Abfangen von Spannungsspitzen oder Spannungsabfällen im Strom-
netz gesetzlich möglich oder vorgesehen, befindet die Bundesregierung 
sich hierzu im Gespräch mit Anbietern von Rechenzentren, und wenn 
nein, warum nicht?

Die Fragen 11 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Eine Rückspeisung durch die Anlagen zur unterbrechungsfreien Stromversor-
gung und durch Netzersatzanlagen der Rechenzentren ist derzeit nicht vorge-
sehen und gesetzlich in der Regel nicht möglich. Die Bundesregierung befindet 
sich jedoch zur Flexibilisierung der Rechenzentren für das Stromnetz im Aus-
tausch mit Branchenvertretern.
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